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Öffentliche Bekanntmachung  

eines Genehmigungsbescheides 

für eine Anlage entsprechend der  

Industrieemissionsrichtlinie (IE-RL) 

Bezirksregierung Düsseldorf Düsseldorf, den 19.02.2018 

53.01-100-53.0113/14/4.1.2 

Genehmigung nach §§ 16, 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur 

wesentlichen Änderung des Epoxidharz-Betriebes der Firma Hexion GmbH in 

Duisburg durch Errichtung und Betrieb einer neuen Harzverdampferanlage 

DSV5 mit neuer Wärmeträgerölanlage 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat der Firma Hexion GmbH mit Bescheid vom 

06.07.2017 die Genehmigung gemäß §§ 16, 6 BImSchG zur wesentlichen Änderung 

des Epoxidharz-Betriebes am Standort, Varziner Str. 49 in 47138 Duisburg erteilt.  

Gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG ist der Genehmigungsbescheid unter Hinweis auf die 

Bezeichnung des für die betreffende Anlage maßgeblichen BVT-Merkblattes im In-

ternet öffentlich bekannt zu machen.  

BVT-Merkblatt:  kein spezielles vorhanden 

Link zu den BVT-Merkblättern: Link BVT-Merkblätter 

Im Auftrag 

Gez. Lemke

 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:334:0017:0119:de:PDF
http://www.brd.nrw.de/umweltschutz/umweltueberwachung/Link_BVT_Merkblaetter.html
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Anlage 1 
zum Genehmigungsbescheid 
53.01-100-53.0113/14/4.1.2 

Verzeichnis der Antragsunterlagen 

Ordner 1 von 4 

0. Antragsanschreiben vom 27.10.2014 und  

Inhaltsverzeichnis      4 Blatt 

1. Antragsformulare 1 bis 8,5      40 Blatt 

2. Lagepläne      5 Blatt 

3. Betriebsbeschreibung      5 Blatt 

4. Baubeschreibung      7 Blatt 

5. Verfahrensbeschreibung      8 Blatt 

6. Auswirkungen und Schutzmaßnahmen      10 Blatt 

7. Bauantrag      15 Blatt 

8. Erklärung des Betriebsrates und 

Nachweise Fachbetriebsverordnung      7 Blatt 

9. Pläne      5 Blatt 

 

Ordner 2 von 4 

10. Fließbilder      10 Blatt 

11. Sachverständigengutachten gem. 29a BImSchG      22 Blatt 

12. Brandschutzkonzept      39 Blatt 

13. Sachverständigenbescheinigung nach § 7 Abs. 4 VAwS   26 Blatt 

14. Lärmimmissionsprognose      27 Blatt 

15. Ausgangszustandsbericht      111 Blatt 

16. Sicherheitsdatenblätter      193 Blatt 

17. Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls      7 Blatt 

18. Sonstige Unterlagen      10 Blatt 

19. Nachlieferung zum AZB vom 19.07.2016      8 Blatt 
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Ordner 3 von 4 :Teilsicherheitsbericht - Allgemeiner Teil 

 

0. Einleitung und Inhaltsverzeichnis      8 Blatt 

1. Informationen über das Managementsystem…      13 Blatt 

2. Umfeld des Betriebsbereiches      12 Blatt 

 

 

Anhang I 

1. Zertifikat und Organigramm       3 Blatt 

2. MSC und Risikomatrix      3 Blatt 

3. Prozessgraphiken aus dem Programm VIFlow      14 Blatt 

4. Schulungsunterlagen für Fremdfirmenmitarbeiter      13 Blatt 

5. Auflistung der für den Standort Duisburg Meiderich 

relevanten Gesetze und Verordnungen      15 Blatt 

 

 

Anhang II 

6. Lagepläne      5 Blatt 

7. Pläne zur Wasserversorgung und Entwässerung      5 Blatt 

8. Pläne zur Stromversorgung      5 Blatt 
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Ordner 4 von 4: Teilsicherheitsbericht - Spezieller Teil – 

Epoxidharzanlage / DSV 3 und DSV 5 

 

3. Beschreibung der Anlage      31 Blatt 

4. Ermittlung und Analyse von Risiken von Störfällen 

und Mittel zur Verhinderung solcher Störfälle      29 Blatt 

5. Darstellung der Schutz- und Notfallmaßnahmen zur Begrenzung 

der Auswirkungen von Störfällen      5 Blatt 

 

Anhang zu 3. und 4. 

1. Stoffmengen der Stoffe nach Anhang I der Störfall-V  

in den einzelnen Betriebsbereichen      10 Blatt 

2. Angaben zu gefährlichen Stoffen      2 Blatt 

3. Lagepläne      4 Blatt 

4. Fließbilder und Schemata      15 Blatt 

5. Sicherheitsrelevante Anlagenteile und sicherheitstechnisch 

bedeutsame MSR- Einrichtungen (Interlocks)      3 Blatt 

6. Ex-Zonenpläne      5 Blatt 

7. Analyse der betrieblichen Gefahrenquellen  

(PAAG-Verfahren)      36 Blatt 

8. Dichtungen      3 Blatt 

9. Nachweis der ausreichenden Löschwasservorhaltung 

und -rückhaltung      9 Blatt 

10. Anlagendaten / Apparatelisten      3 Blatt 

11. Druckentlastungseinrichtungen      3 Blatt 
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Anlage 2 
zum Genehmigungsbescheid 
53.01-100-53.0113/14/4.1.2 

Nebenbestimmungen (§ 12 BImSchG) 

Bedingungen 

1. Keine  

Auflagen 

1. Allgemeines 

1.1 Die Änderung und der Betrieb der Anlage müssen nach den mit 

diesem Genehmigungsbescheid verbundenen Antragsunterla-

gen erfolgen, sofern in den nachstehenden Nebenbestim-

mungen keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 

1.2 Die Nebenbestimmungen der bisher für die Anlage erteilten 

Genehmigungen, Zulassungen und Erlaubnisse bleiben 

weiterhin gültig, soweit sie nicht durch diesen Bescheid 

geändert oder ergänzt werden. Sie gelten insoweit auch für das 

Vorhaben, das Gegenstand dieses Bescheides ist. 

1.3 Der Genehmigungsbescheid (zumindest eine Fotokopie) 

einschließlich der zugehörigen Unterlagen ist an der 

Betriebsstätte jederzeit bereitzuhalten und den Angehörigen der 

zuständigen Behörde sowie deren Beauftragten auf Verlangen 

zur Einsicht vorzulegen. 

1.4 Der Überwachungsbehörde ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme 

der geänderten Anlage schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 

muss spätestens eine Woche vor der beabsichtigten 

Inbetriebnahme vorliegen. 

Anlage 2 

Seite 1 von 17 



 
 

 2/17 

Anlage 2 

Seite 2 von 17 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 

 

 

1.5 Unberührt von der Anzeigepflicht nach der Umwelt-Schadens-

anzeige-Verordnung ist die Überwachungsbehörde über alle 

Vorkommnisse beim Betrieb der Anlage, durch die die 

Nachbarschaft oder Allgemeinheit erheblich belästigt oder 

gefährdet werden könnte, unverzüglich unter Nutzung 

geeigneter Telekommunikationsmittel zu unterrichten. 

Unabhängig davon sind sofort alle Maßnahmen zu ergreifen, die 

zur Abstellung der Störung erforderlich sind, auch wenn dies 

eine Außerbetriebnahme der Anlage erforderlich macht. Ferner 

sind schriftliche Aufzeichnungen zu führen, aus denen folgendes 

hervorgeht: 

 Art der Störung, 

 Ursache der Störung, 

 Zeitpunkt der Störung, 

 Dauer der Störung, 

 Art und Menge der durch die Störung zusätzlich 

aufgetretenen Emissionen (ggf. Schätzung), 

 die getroffenen Maßnahmen zur Beseitigung und 

künftigen Verhinderung der Störung. 

Die schriftlichen Aufzeichnungen sind mindestens drei Jahre, 

gerechnet vom Datum der letzten Eintragung, aufzubewahren 

und der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. Der 

Überwachungsbehörde ist auf Anforderung ein umfassender 

Bericht über die Ursache(n) der Störung(en) zuzusenden. 

2. Bauordnungsrecht  

2.1.1 Dem Amt für Baurecht und Bauberatung - Abteilung untere 

Bauaufsicht - ist der Beginn der Bauarbeiten, die Fertigstellung 

des Rohbaus und die abschließende Fertigstellung eine Woche 

vorher schriftlich anzuzeigen. 

2.1.2 Die genehmigten Bauvorlagen sind an der Betriebsstätte oder in 

der zuständigen Verwaltung auf dem Werksgelände jederzeit 
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bereitzuhalten und den beauftragten Mitarbeitern des Amtes für 

Baurecht und Bauberatung auf Verlangen vorzulegen. 

3. Brandschutz 

Hinweis: 

Für die externe Alarm- und Gefahrenabwehrplanung der 

Feuerwehr ist die Beschreibung des Dennoch-Störfalls nicht 

vorhanden. Diese ist durch den Betreiber der Stadt Duisburg 

noch vorzulegen. 

4. Immissionsschutz 

4.1 Geräuschimmissionen 

4.1.1 Die von dieser Genehmigung erfasste Errichtung und der 

Betrieb der geänderten Anlage hat unter Beachtung der dem 

derzeitigen Stand der Technik entsprechenden fortschrittlichen 

Lärmminderungsmaßnahmen nach Nr. 2.5 der Technischen 

Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26.08.1998 (TA Lärm, 

GMBl 1998, Nr. 26, S. 503 ff) zu erfolgen. 

Die von dieser Genehmigung erfassten Anlagenteile sind 

schalltechnisch so zu errichten und zu betreiben, dass die von 

ihnen einschließlich aller dazugehörigen Nebeneinrichtungen (z. 

B. Maschinen, Geräte, Lüftungsanlagen, Fahrzeuge und deren 

Fahrverkehr) verursachten Geräusche – ermittelt und beurteilt 

nach den Vorgaben der TA Lärm 1998 – bei allen 

Betriebszuständen an den nachfolgend aufgeführten 

Immissionsorte (IO) folgende Immissionswerte um mindestens 

15 dB(A) unterschreiten und insgesamt nicht zur 

Überschreitung der Richtwerte beitragen: 

Immissionsort Tagzeit Nachtzeit 

Arnold Dehnen Straße 48 65 dB(A) 50 dB(A) 

Varziner Straße 15 60 dB(A) 45 dB(A) 
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Varziner Straße 42 60 dB(A) 45 dB(A) 

Varziner Straße 43 60 dB(A) 45 dB(A) 

Varziner Straße 86 60 dB(A) 45 dB(A) 

Neumühler Straße 2 60 dB(A) 45 dB(A) 

Emmericher Straße 27 60 dB(A) 45 dB(A) 

Emmericher Straße 37 60 dB(A) 45 dB(A) 

Essen Steeler Straße 48 55 dB(A) 40 dB(A) 

Als Tageszeit gilt die Zeit von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr und als 

Nachtzeit die Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr.  

Maßgeblich für die Beurteilung der Nacht ist die volle 

Nachtstunde (z. B. 01:00 bis 02:00 Uhr) mit dem höchsten 

Beurteilungspegel, zu dem die Anlage relevant beiträgt. 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die 

Lärmimmissionsbegrenzungen am Tage um nicht mehr als 30 

dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) 

überschreiten. 

4.1.2 Die Einhaltung der Nr. 4.1.1 ist der Bezirksregierung Düsseldorf, 

Dezernat 53 von einer nach § 29b BImSchG bekannt 

gegebenen Stelle nach den Vorschriften der TA Lärm 

spätestens drei Monate nach Inbetriebnahme der geänderten 

Anlage nachweisen zu lassen.  

Ist ein messtechnischer Nachweis nach TA Lärm nicht möglich, 

wird ein rechnerisches Verfahren entsprechend TA Lärm 

anerkannt. Dem Sachverständigen ist aufzugeben, für den Fall 

der Überschreitung der festgelegten Werte diejenigen 

Minderungsmaßnahmen vorzuschlagen, die zur Einhaltung 

dieser Werte erforderlich sind. Die vom Sachverständigen 

vorgeschlagenen Minderungsmaßnahmen sind unverzüglich 

durchzuführen. Die Schallpegelmessung bzw. der rechnerische 

Nachweis ist nach Durchführung der Maßnahmen zu 

wiederholen. 

4.1.3 Die Messstelle ist zu beauftragen, über die Messungen nach 

Nr. 4.1.2 einen Bericht entsprechend der geltenden Vorschriften 
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(TA Lärm, VDI-Vorschriften) zu fertigen und diesen der 

Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 unverzüglich 

vorzulegen.  

Aus dem Bericht müssen neben dem Ergebnis der Überprüfung, 

die Betriebszustände, sowie die Leistung der einzelnen 

Anlagenteile zur Zeit der Messung hervorgehen. 

Hinweis: 

Der Messbericht ist der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 

53 jeweils in einfacher Ausfertigung – einseitig bedruckt und 

paginiert sowie nicht geklammert, geheftet oder gebunden – und 

zusätzlich elektronisch zu übersenden.  

4.1.4 Lärmintensive Baustellentätigkeiten zur Änderung des 

Epoxidharz-Betriebes inklusive Nebeneinrichtungen, 

einschließlich Bodenaushub- und Fundamentierungsarbeiten 

sind auf die Tageszeit (6:00 bis 22:00 Uhr) zu beschränken. 

Davon ausgenommen sind Transportvorgänge zur An- und 

Ablieferung von Baumaterialien soweit die in der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – 

Geräuschimmissionen – vom 19.08.1970 – AVV Baulärm 

(Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 160 vom 01.09.1970) 

aufgeführten Lärmimmissionsrichtwerte für die Nacht an den in 

Nebenbestimmung 4.1.1 aufgeführten Immissionsorten nicht 

überschritten werden. 

Sofern die Einhaltung der Lärmimmissionsrichtwerte der 

AVV Baulärm für die Nacht infolge der oben 

ausgenommenen An- und Ablieferung von Baumaterialien 

nicht sichergestellt ist, ist der An- und Abtransport von 

Baumaterialien nur dann zulässig, wenn eine Ausnahme-

genehmigung nach § 9 Landesimmissionsschutzgesetz 

vorliegt (Hinweis: Genehmigungsbehörde ist die 

Bezirksregierung Düsseldorf).  

4.1.5 Bei den Errichtungsarbeiten und beim Einsatz von Baumaschi-

nen sind geeignete Maßnahmen zur Minderung von Baulärm 

gemäß der fachtechnischen Hinweise der Anlage 5 AVV 

Baulärm zu ergreifen.  
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4.1.6 Bei der Vergabe der Bauarbeiten ist der Auftragnehmer zur 

Einhaltung der bestehenden Lärmschutzvorschriften, insbeson-

dere der AVV Baulärm, zu verpflichten.  

4.1.7 Bei den Arbeiten sind zum Schutz vor schädlichen Schallimmis-

sionen möglichst schallgedämmte Fahrzeuge und Maschinen 

einzusetzen. 

4.1.8 Die bei den Errichtungsmaßnahmen verursachten Geräusche – 

gemessen und beurteilt nach den Vorgaben der AVV Baulärm – 

dürfen an den in Nebenbestimmung 4.1.1 genannten 

Immissionsorten die dort genannten Immissionsrichtwerte für 

den Tag nicht überschreiten. Der Immissionsrichtwert ist 

überschritten, wenn der nach Nummer 6 AVV Baulärm ermittelte 

Beurteilungspegel den Richtwert überschreitet. 

4.1.9 Sofern durch die Bautätigkeiten Nachbarschaftsbeschwerden 

über Lärm auftreten, ist auf Anforderung der Überwachungs-

behörde durch einen nach §§ 29b BImSchG anerkannten 

Schallgutachter in Abstimmung mit der Überwachungsbehörde 

nachzuweisen, dass die in Nebenbestimmung 4.1.1 festgelegten 

Immissionsrichtwerte eingehalten werden.  

4.2 Emissionsbegrenzungen gefasster Quellen 

4.2.1   Im Abgas des Kamins der Wärmeträgerölanlage Quelle 612 

dürfen die nachstehend genannten gasförmigen luftverunreini-

genden Stoffe die jeweils festgelegten Massenkonzentrationen 

nicht überschreiten: 

Gesamtstaub, einschließlich Feinstaub ............. 5 mg/m3 

Kohlenmonoxid……………………………………50 mg/m3 

Stickstoffdioxid……………………………………0,15 g/m3 

Schwefeldioxide…………………………………...10 mg/m3 



 
 

 7/17 

Anlage 2 

Seite 7 von 17 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 

 

 

4.2.2   Im Abgas der Behälter für Reines Epoxidharz B2826, B2827 

und B3216 Quelle 613, 614 und 615 (Tankatmung) darf der 

nachstehend genannte gasförmige luftverunreinigende Stoff 

die festgelegte Massenkonzentration oder den festgelegten 

Massenstrom nicht überschreiten: 

Gesamtkohlenstoff - Konzentration…………………50 mg/m3 

Die Massenkonzentration der in Nr. 4.2.1 und 4.2.2 genannten 

emittierten Stoffe bezieht sich auf das Volumen von Abgas im 

Normzustand (273,15 K; 101,3 kPa) nach Abzug des 

Feuchtegehaltes an Wasserdampf.  

Die Festlegung der Massenkonzentration von Luftverunreini-

gungen im Abgas erfolgt gemäß Nr. 2.7 Abs. 2 Buchstabe a) TA 

Luft mit der Maßgabe, dass 

aa) sämtliche Tagesmittelwerte die festgelegte 

Massenkonzentration und 

bb) sämtliche Halbstundenmittelwerte das Zweifache der 

festgelegten Massenkonzentration 

nicht überschreiten dürfen. 

4.3 Die Einhaltung der in Nebenbestimmung 4.2.1 und 4.2.2 

festgelegten Emissionsbegrenzungen ist der Bezirksregierung 

Düsseldorf, Dezernat 53 nach Erreichen des ungestörten 

Betriebes, jedoch frühestens nach dreimonatigem Betrieb und 

spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der geänderten 

Anlage durch Messungen einer von der nach Landesrecht 

zuständigen Behörde nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen 

Stelle nachweisen zu lassen.  

Messplanung, Auswahl von Messverfahren sowie Auswertung 

und Beurteilung der Messergebnisse haben gemäß den 

Nr. 5.3.2.2 bis 5.3.2.4 TA Luft vom 24.07.2002 zu erfolgen. 

Die Anforderungen sind jedenfalls dann eingehalten, wenn das 

Ergebnis jeder Einzelmessung zuzüglich der Messunsicherheit 

die unter Nr. 4.2.1 und 4.2.2 festgelegten Emissions-

begrenzungen nicht überschreitet.  
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4.4 Die Emissionsmessungen nach Nebenbestimmung 4.3 sind 

wiederkehrend jeweils nach Ablauf von drei Jahren durchführen 

zu lassen. 

4.5 Die Messstelle ist zu beauftragen, über die Messungen nach 

Nr. 4.3 gemäß Nr. 5.3.2.4 TA Luft einen Bericht zu fertigen und 

den Bericht der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 

unverzüglich vorzulegen. 

Der Messbericht muss Angaben über die Messplanung, das 

Ergebnis jeder Einzelmessung, das verwendete Messverfahren 

und die Betriebsbedingungen, die für die Beurteilung der 

Einzelwerte und der Messergebnisse von Bedeutung sind, 

enthalten. Hierzu gehören auch Angaben über den 

Betriebszustand der Anlage und der Einrichtungen zur 

Emissionsminderung. Er soll dem Anhang C der Richtlinie VDI 

4220 (Ausgabe April 2011) entsprechen.  

Hinweis: 

Der Messbericht ist der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 

53 in einfacher Ausfertigung – einseitig bedruckt und paginiert 

sowie nicht geklammert, geheftet oder gebunden – und 

zusätzlich elektronisch zu übersenden.  

4.6 Zur Durchführung der in Nr. 4.3 vorgeschriebenen Messungen 

ist an der Quelle 612 ein Messplatz einzurichten, der 

ausreichend groß, leicht begehbar und so beschaffen und 

ausgewählt ist, dass eine für die Emissionen der Anlage 

repräsentative und messtechnisch einwandfreie Emissions-

messung ermöglicht wird. Die Empfehlungen der DIN EN 15259 

(Ausgabe Januar 2008) sind zu beachten.  

4.7 Bei der Handhabung von Medien entsprechend Nr. 5.2.6 TA Luft 

sind die Nebenbestimmungen 4.7.1 bis 4.7.6 anzuwenden. 
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4.7.1 Pumpen 

Es sind technisch dichte Pumpen wie Spaltrohrmotorpumpen, 

Pumpen mit Magnetkupplung, Pumpen mit Mehrfach-

Gleitringdichtung und Vorlage- oder Sperrmedium, Pumpen mit 

Mehrfach-Gleitringdichtung und atmosphärenseitig 

trockenlaufender Dichtung, Membranpumpen oder 

Faltenbalgpumpen zu verwenden. 

4.7.2 Flanschverbindungen 

Flanschverbindungen dürfen nur Verwendung finden, wenn sie 

verfahrenstechnisch, sicherheitstechnisch oder für die 

Instandhaltung notwendig sind. Es dürfen nur technisch dichte 

Flanschverbindungen entsprechend der Richtlinie VDI 2440 

(Ausgabe November 2000) verwendet werden. Für 

Dichtungsauswahl und Auslegung der Flanschverbindungen 

sind Dichtungskennwerte nach DIN 28090-1 (Ausgabe 

September 1995) oder DIN V ENV 1591-2 (Ausgabe Oktober 

2001) zugrunde zu legen. Die Einhaltung einer spezifischen 

Leckagerate von 10-5 kPa•l/(s•m) ist durch eine Bauartprüfung 

entsprechend Richtlinie VDI 2440 (Ausgabe November 2000) 

nachzuweisen. 

4.7.3 Absperrorgane 

Zur Abdichtung von Spindeldurchführungen von Absperr- oder 

Regelorganen, wie Ventile oder Schieber, sind hochwertig 

abgedichtete metallische Faltenbälge mit nachgeschalteter 

Sicherheitsstopfbuchse oder gleichwertige Dichtsysteme zu 

verwenden. 

4.7.4 Dichtsysteme sind als gleichwertig anzusehen, wenn im 

Nachweisverfahren entsprechend Richtlinie VDI 2440 (Ausgabe 

November 2000) die temperaturspezifischen Leckageraten 

eingehalten werden. 

4.7.5 Probenahmestellen 

Probenahmestellen sind so zu kapseln oder mit solchen 

Absperrorganen zu versehen, dass außer bei der Probenahme 

keine Emissionen auftreten; bei der Probenahme muss der 
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Vorlauf entweder zurückgeführt oder vollständig aufgefangen 

werden. 

4.7.6 Verdichter 

Bei der Verdichtung von Gasen oder Dämpfen, die einen der 

Merkmale der Nummer 5.2.6 Buchstaben b) bis d) TA Luft 

entsprechen, sind Mehrfach-Dichtsysteme zu verwenden. Beim 

Einsatz von nassen Dichtsystemen darf die Sperrflüssigkeit der 

Verdichter nicht ins Freie entgast werden. Beim Einsatz von 

trockenen Dichtsystemen, z.B. einer Inertgasvorlage oder 

Absaugung der Fördergutleckage, sind austretende Abgase zu 

erfassen und einem Gassammelsystem zuzuführen. 

5. Arbeitsschutz  

5.1 Es ist sicherzustellen, dass die Apparaturen und Rohrleitungen 

der Harzverdampferanlage und der Wärmeträgerölanlage, die 

Gefahrstoffe gem. der Gefahrstoffverordnung enthalten, so 

gekennzeichnet sind, dass mindestens die enthaltenen Gefahr-

stoffe sowie die davon ausgehenden Gefahren eindeutig und 

verwechselungsfrei identifizierbar sind. Die Rohrleitungen, die 

nicht nach der Gefahrstoffverordnung kennzeichnungspflichtig 

sind, sind nach dem Durchflussstoff durch Farbanstrich, 

Aufschrift oder Schilder entsprechend DIN 2403 

„Kennzeichnung von Rohrleitungen nach dem Durchflussstoff“ 

(Ausgabe Mai 2007) zu kennzeichnen. 

5.2 Das Betreten des Kesselhauses der Wärmeträgerölanlage ist 

Unbefugten durch einen jederzeit sichtbaren Anschlag an den 

Zugangstüren zu untersagen und durch technische Maßnahmen 

zu verhindern. 

5.3 Im Verkehrsbereich liegende heiße Rohrleitungen der 

Harzverdampferanlage und der Wärmeträgerölanlage sind mit 

Wärmeschutzisolierung zu umgeben und so anzulegen, dass 

die Zugänglichkeit der Ventile und Sicherheitsvorrichtungen 

nicht behindert wird. 
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5.4 Für die Harzverdampferanlage und die Wärmeträgerölanlage 

sind Betriebsanweisungen zu erstellen, aus denen die 

Bedienungs- und Wartungsarbeiten, die gefahrlose Inbetrieb-

nahme und Stillsetzung der Anlage und die bei Störungen, 

Gefahren, Reparaturen und Wartungsarbeiten erforderlichen 

Schutzmaßnahmen hervorgehen. 

5.5 Ein Not-Aus-Schalter für die Wärmeträgerölanlage ist außerhalb 

des Kesselhauses im Bereich der Zugangstüren so 

anzubringen, dass im Notfall die Anlage von außerhalb des 

Aufstellungsraumes ausgeschaltet werden kann. 

5.6 Eine Absperrung für den Notfall für die Gasversorgung der 

Wärmeträgerölanlage ist in der Nähe der Zugangstüren 

außerhalb des Kesselhauses anzubringen. 

 

Hinweise: 

Gemäß §§ 5 und 6 ArbSchG, §3 BetrSichV und §6 der 

Gefahrstoffverordnung ist für jeden Betrieb durch den 

Arbeitgeber eine Gefährdungsbeurteilung zu erstellen und zu 

dokumentieren. Aus dieser Dokumentation muss folgendes 

hervorgehen: 

- Ermittlung der Gefährdungen 

- Beurteilung der Gefährdungen, ob Handlungsbedarf besteht  

- Festlegungen von Maßnahmen zur Beseitigung der 

festgestellten Gefährdungen 

- Festlegungen, wer bis wann für die Durchführung der 

Maßnahmen verantwortlich ist 

- Ergebnis der Überprüfungen, d.h. sind die Maßnahmen 

fristgerecht durchgeführt, die Gefährdungen auch tatsächlich 

beseitigt und nicht neue oder andere Gefährdungen entstanden 

Werden zur Durchführung von Tätigkeiten, wie z. B. Reparatur- 

und Wartungsarbeiten, Fremdfirmen beauftragt, ist der 

Anlagenbetreiber als Auftraggeber dafür verantwortlich, dass für 

die Tätigkeiten an der Anlage nur Firmen beauftragt werden, die 

über die für die Tätigkeiten erforderlichen besonderen Fach-
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kenntnisse verfügen. Der Anlagenbetreiber als Auftraggeber hat 

dafür zu sorgen, dass die Beschäftigten der Fremdfirmen über 

die Gefahrenquellen und anlagenspezifische Verhaltensregeln 

informiert und unterwiesen werden. 

Alle Personen, die mit der Überprüfung, Wartung und dem 

Betrieb der Anlage beauftragt sind, müssen über die bei ihren 

Tätigkeiten auftretenden Gefahren, sowie über die Maßnahmen 

ihrer Abwendung vor der Beschäftigung und danach in 

angemessenen Zeitabständen, mindestens jedoch einmal 

jährlich unterwiesen werden. Hierzu gehören auch Unterweisun-

gen hinsichtlich des Brandschutzes, des Explosionsschutzes, 

der Rettungswege und des Einsatzes von persönlichen 

Schutzausrüstungen. Inhalt und Zeitpunkt der Unterweisungen 

sind schriftlich festzuhalten und vom Unterwiesenen durch 

Unterschrift zu bestätigen. 

6. Anlagensicherheit  

6.1 Der Doppelkammer-Behälter B3211 für „Festes Epoxidharz" ist 

in der Apparateliste der DSV 5 zu ergänzen (s. Teilsicher-

heitsbericht, Anhang 10). Selbiges gilt für den Doppelkammer-

Behälter B3215 der DSV 3 (s. Teilsicherheitsbericht, Anhang 10 

sowie Kapitel III.1.1.3.16, Tab. III.1.1-16, S. III.1.1/-5-). 

6.2 Der Teilsicherheitsbericht ist durch Angabe der Erdgasmenge 

zu ergänzen. Erdgas, welches in der beantragten Wärmeträger-

ölanlage eingesetzt wird, ist in der Beschreibung der gefähr-

lichen Stoffe nicht ausreichend berücksichtigt worden (s. Teilsi-

cherheitsbericht, Anhang 1,Tabelle „Stoffe/Stoffmengen aus der 

Anlage zur Herstellung von Epoxidharz"). Die im Teilsicher-

heitsbericht beschriebene Vorgehensweise (s. Kapitel III.1.3,'S. 

III.1.3/-1-), bei der gefährliche Stoffe nach Anhang I der Störfall-

Verordnung mit einem hold-up von < 0,5 %, für einige Stoffe 

bzw. Stoffgruppen < 2 %, der in Spalte 4 genannten Mengen-

schwellen in der Darstellung der Mengen nicht aufgeführt 

werden, entspricht nicht den Anforderungen der Störfall-

Verordnung an die Beschreibung der gefährlichen Stoffe.  
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6.3 Die Beurteilung der ermittelten störungsbedingten Epichlor-

hydrin-Immissionsbelastungen hat vorzugsweise anhand der 

AEGL-2-Werte zu erfolgen, da diese Werte zur Zeit am besten 

begründet sind. Bei der nächsten Fortschreibung des 

Sicherheitsberichtes ist dieses herauszustellen. 

6.4 Der Sicherheitsbericht für den Betriebsbereich der Hexion 

GmbH, Werk Duisburg ist unter Berücksichtigung der 

entsprechend der vorliegenden Genehmigung durchgeführten 

Maßnahmen zu aktualisieren. Der fortgeschriebene Sicherheits-

bericht oder die aktualisierten Teile des Sicherheitsberichtes 

sind der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 vor Inbetrieb-

nahme der geänderten Anlage unaufgefordert in einfacher 

Ausfertigung vorzulegen.  

Hinweis: 

Sollen Teile des Sicherheitsberichts aus Gründen des Betriebs- 

und Geschäftsgeheimnisses, des Schutzes der Privatsphäre, 

der öffentlichen Sicherheit oder der Landesverteidigung von der 

Offenlegung zur Einsicht durch die Öffentlichkeit ausgenommen 

werden, ist dies bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 

53 zu beantragen. In diesem Fall sind diese Teile im 

vorzulegenden Sicherheitsbericht entsprechend zu kennzeich-

nen. Alternativ ist zusätzlich eine Ausfertigung dieses geän-

derten Sicherheitsberichtes vorzulegen, in dem die nicht offen 

zu legenden Teile ausgespart sind.  

7. Gewässerschutz  

7.1 Die lösbaren Verbindungen, sowie die Armaturen der neuen 

Thermalölanlage haben den normativen Anforderungen gemäß 

ATV-DVWK-A 780 Technische Regel wassergefährdender 

Stoffe (TRwS) Teil 1: Rohrleitungen aus metallischen 

Werkstoffen zu entsprechen. Alle lösbaren Verbindungen sind 

mit geeigneten Spritzschutzringen auszurüsten. 

7.2 Der Sachverständige nach § 11 VAwS NRW, der bauftragt wird 

die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
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gemäß § 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 der Verordnung über Anlagen 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (WassGefAnlV) 

zu prüfen, ist zu beauftragen, die Prüfberichte nach § 12 Abs. 6 

VAwS NRW sowohl dem Betreiber als auch der 

Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53, unverzüglich, 

spätestens jedoch binnen eines Monats nach durchgeführter 

Prüfung vorzulegen. Liegen dem Betreiber der Anlage die 

Berichte nicht spätestens einen Monat nach der durchgeführten 

Prüfung vor, ist die Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53, 

unverzüglich -unter Angabe des mit der Prüfung beauftragten 

Sachverständigen- zu informieren. 

7.3 Sämtliche baurechtlichen Verwendbarkeit-/Übereinstimmungs-

nachweise, Druckprüfungen, Konformitäts-, Abnahme-, und 

Prüfbescheinigungen, Überwachungsberichte nach DIN 1045-3, 

Anhang ND.5, sowie die Betriebsanweisungen gem. § 3 Abs. 4 

VAwS NRW sind vor Inbetriebnahmeprüfung nach § 12 VAwS 

NRW dem Sachverständigen nach § 11 VAwS NRW 

vorzulegen. 

7.4 Die zum Kurzwegverdampfer K2323 zugehörige Konformitäts-

erklärung nach DGRL 97/23/EG inklusive der Fertigungs-

zeichnung „as build“ sind dem Sachverständigen nach § 11 

VAwS NRW vor der Inbetriebnahmeprüfung nach § 12 VAwS 

NRW vorzulegen. 

7.5 Betriebsstörungen oder sonstige Vorkommnisse, bei denen 

nicht ausgeschlossen werden kann, dass wassergefährdende 

Stoffe in den Untergrund bzw. in das Grundwasser gelangen 

können bzw. gelangt sind, sind der Bezirksregierung Düsseldorf 

unverzüglich fernmündlich und per E-Mail anzuzeigen. 

Betriebsstörungen oder sonstige Vorkommnisse sind im 

Betriebstagebuch einzutragen. Das Betriebstagebuch kann 

wahlweise in Form eines Buches oder durch Datenerfassung 

über ein dazu geeignetes EDV-System geführt werden. Die 

Eintragungen sind jederzeit zur Einsicht durch die Behörde 

bereitzustellen und über einen Zeitraum von mindestens fünf 

Jahren aufzubewahren bzw. abzuspeichern. 
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7.6 Die gemäß § 3 Abs. 4 der VAwS NRW zu erstellende 

Betriebsanweisung mit Instandhaltungs-, Überwachungs-, und 

Alarmplan ist an gut sichtbarer Stelle in der Nähe der jeweiligen 

Anlage dauerhaft anzubringen. Durch regelmäßige Unterwei-

sung des Betriebspersonals ist sicher zu stellen, dass die 

Betriebsanweisung vom Personal eingehalten wird. Die 

Durchführung der Unterweisung ist zu dokumentieren und die 

Dokumentation ist der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 

auf Verlangen vorzulegen. 

7.7 Sicherheitseinrichtungen und Schutzvorkehrungen sind gemäß 

den Vorgaben der jeweiligen Verwendbarkeitsnachweise (z. B. 

allgemeine bauaufsichtliche Zulassung) in angemessenen Zeit-

abständen (mindestens jährlich) einer Funktionsprüfung zu 

unterziehen. Die Nachweise der durchgeführten Funktions-

prüfungen sind der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53, 

auf Verlangen vorzulegen. 

7.8 Die Tätigkeiten (Einbau, Aufstellung, Instandsetzen, Instand-

halten, Reinigen), die gemäß § 3 WassGefAnlV vom 31.03.2010 

(§19 l WHG alt) an Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen nur von einem zugelassenen Fachbetrieb 

durchgeführt werden dürfen, sind zu dokumentieren und vom 

Betreiber vorzuhalten. Die Dokumentationen sind der Bezirks-

regierung Düsseldorf, Dezernat 53, auf Verlangen vorzulegen. 

1. Hinweise: 

Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen vom 31.03.2010 (BGBl. Teil I Nr. 

14, Seite 377) ist am 10.04.2010 in Kraft getreten und zu 

beachten.  

Darüber hinaus gilt die VAwS NRW bei den Sachverhalten, die 

nicht durch die vorgenannte Übergangsverordnung geregelt 

werden, weiter (siehe § 1 Abs. 2 letzter Satz der WassGefAnlV). 

2. Enthalten Verwendbarkeitsnachweise/ Übereinstimmungsnach-

weise zusätzliche Anforderungen für die Prüfung, sind diese 

besonders zu beachten und einzuhalten. Es ist darauf zu achten, 

dass die Gültigkeitsdauer von allgemeinen bauaufsichtlichen 
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Zulassungen oder anderen Verwendbarkeitsnachweisen bei 

Einbau des entsprechenden Bauteils nicht abgelaufen ist.  

3. Auf die Strafbestimmungen der §§ 324 und 324 a StGB - wer 

unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen 

Eigenschaften nachteilig verändert oder Stoffe in den Boden 

einbringt, eindringen lässt oder freisetzt und diesen dadurch 

verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft - 

und die Bußgeldvorschriften des WHG und der VAwS wird 

hingewiesen. 

8. Wasserwirtschaft 

8.1 Nebenbestimmungen sind nicht erforderlich. 

9. Abfallwirtschaft 

keine 

10. Bodenschutz / AZB 

Vorlage des AZB 

10.1 Der AZB ist inhaltlich um die am 07.08.2015 mit dem 

Sachgebiet 52.06 der Bezirksregierung Düsseldorf 

abgestimmten Ergänzungen zu erweitern. Der ergänzte Bericht 

ist mindestens 4 Wochen vor der beabsichtigten Inbetriebnahme 

der geänderten Anlage nachzureichen. 

10.2 Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage darf erst erfolgen, 

wenn der Ausgangszustandsbericht nach § 10 Abs. 1a 

BImSchG vorliegt.  

Regelüberwachung 
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10.3 Gemäß § 21 (2a) Nr. 3c der 9.BImSchV ist eine Regelüber-

wachung des Bodens und des Grundwassers in einem 

zeitlichen Abstand von mindestens 10 Jahren für den Boden 

und 5 Jahren für das Grundwasser vorgesehen, es sei denn, 

diese Überwachung erfolgt anhand einer systematischen 

Beurteilung des Verschmutzungsrisikos. 

Rückführungspflicht 

10.4 Nach Betriebseinstellung ist zur Erfüllung der Pflichten gem. 

§ 5 Abs. 3 und 4 BImSchG eine Bodenzustandserfassung anzu-

fertigen. Es wird empfohlen hierzu einen Sachverständigen 

gemäß § 18 BBodSchG mit den Arbeiten zu beauftragen. Der 

Ausgangszustandsbericht dient hier als Maßstab für die 

Rückführungspflicht der Fläche in seinen Ausgangszustand. 

Eine Ergebnisdarstellung und ein quantifizierter Vergleich 

zwischen Ausgangs- und Endzustand, ob und inwieweit eine 

erhebliche Verschmutzung durch relevante gefährliche Stoffe 

einschließlich Metaboliten durch den Betrieb der Anlage 

verursacht wurde, gehört ebenso zur Stellungnahme wie die 

gutachterliche Ergebnisinterpretation. Werden erhebliche 

Boden- und Grundwasserverunreinigungen durch relevant 

gefährliche Stoffe im Vergleich zum Ausgangszustand festge-

stellt, so ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde in die 

Sachverständigenstellungnahme ein Beseitigungsvorschlag 

aufzunehmen. 

10.5 Werden darüber hinaus im Sinne des BBodSchG sanierungs-

bedürftige Boden- und/oder Grundwasserverunreinigungen 

festgestellt, so ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde 

in die Sachverständigenstellungnahme ein Sanierungskonzept 

zur Umsetzung der sich aus § 5 Abs. 3 BImSchG ergebenden 

Pflichten bzw. für Schäden, die nach in Krafttreten des 

BBodSchG entstanden sind ein Beseitigungsvorschlag gem. 

§ 4(5) BBodSchG, aufzunehmen. 
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